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Geſetz-Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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Inhalt: Oefeb, betreffend die Ergänzung des S. 98 der Hinterlegungsordnung vom 14, März 1879, S. 301. — 
Jagdſcheingeſetz, S. 304. 


(Nr. 9767.) Geſetz, betreffend die Ergänzung des §. 98 der Hinterlegungsordnung vom 
14. März 1879. Vom 14. Juli 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 

Die bei der kommunalſtändiſchen Sparkaſſe in Wiesbaden und bei dem 
ſtädtiſchen Rechneiamt in Frankfurt am Main hinterlegten Gelder und Werth⸗ 
papiere ($. 1 Nr. 2, 3 der Hinterlegungsordnung) find an die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle in Wiesbaden abzugeben. 

2 


Iſt die Hinterlegung auf gerichtliche Verfügung erfolgt, fo hat das nach 
$. 98 Abſatz 3 der Hinterlegungsordnung zuſtändige Amtsgericht eine, foweit 
möglich, den Vorſchriften des §. 14 Abſatz 2, 3, des F. 40 oder des F. 49 der 
Hinterlegungsordnung entſprechende Erklärung aufzuftellen und der bisherigen 
Hinterlegungsſtelle zu überſenden. Ein der Auszahlung oder Herausgabe nach 
$. 24 der Hinterlegungsordnung entgegenſtehendes Hinderniß iſt in der Erklärung 
anzugeben. Iſt ein ſolches Hinderniß nicht angegeben, aber bei der bisherigen 
Hinterlegungsſtelle bekannt, oder iſt der letzteren eine Aenderung in der Empfangs⸗ 
berechtigung angezeigt, ſo hat ſie, ebenſo wie im Falle einer ſonſtigen Unvoll⸗ 
ſtändigkeit der gerichtlichen Erklärung, dieſelbe, ſoweit möglich, entſprechend zu 
ergänzen. 

Kann in Gemäßheit des Abſatzes 1 die Erklärung nicht aufgeſtellt werden, 
ſo iſt ſie von der bisherigen Hinterlegungsſtelle, ſoweit möglich, in entſprechender 
Weiſe aufzuſtellen. : 
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ä 


Iſt die Erklärung von der bisherigen Hinterlegungsſtelle aufgeſtellt oder 
ergänzt worden, ſo hat dieſe eine Abſchrift der aufgeſtellten oder ergänzten Er⸗ 
klaͤrung dem nach S. 6 Abſatz 5 zuſtändigen Gericht zu ertheilen. 


S. 3. 

Die Erklärungen ſind nebſt einem Zeugniß über den Tag, an welchem 
die Hinterlegung bewirkt, ſowie über den Tag, mit welchem die Verzinſung etwa 
eingeſtellt worden iſt, und, ſoweit möglich, nebſt einer Abſchrift der gerichtlichen 
Verfügung, durch welche die Annahme zur Hinterlegung angeordnet worden iſt, 
von der bisherigen Hinterlegungsſtelle gleichzeitig mit der Abſendung der Gegen- 
ſtände der neuen Hinterlegungsſtelle zu überſenden. Eine Abſchrift der Erklärung 
iſt den Betheiligten, ſoweit ſie bekannt ſind, zu ertheilen. ; 


§. 4. 

Die Leggebühr, welche nach den bisherigen Vorſchriften an das ſtädtiſche 
Rechneiamt in Frankfurt am Main zu entrichten iſt, wird bei Abgabe der Maſſe an 
die neue Hinterlegungsſtelle fällig. Die Gebühr iſt bei der Abgabe von Geld von 
dem zu überſendenden Betrage in Abzug zu bringen, bei der Abgabe von Werth⸗ 
papieren aus dem Erlöſe etwa fälliger Zins- oder Dividendenſcheine zu entnehmen. 

Kann auf dieſe Weiſe die Leggebühr nicht erlangt werden, ſo geſchieht die 
Einziehung in dem für die Beitreibung der öffentlichen Abgaben vorgeſehenen 
Verfahren. Vor Bezahlung der Leggebühr darf die Herausgabe der hinterlegten 
Werthpapiere nicht erfolgen. 

$. 5. 


Mit dem Zeitpunkte, zu welchem die Gegenſtände bei der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle eingehen, kommen die Vorſchriften der Hinterlegungsordnung, ſoweit nicht 
aus den nachſtehenden Beſtimmungen ſich Abweichungen ergeben, auf die Hinter⸗ 
legungen zur Anwendung. a 

$. 6. 

Die Auszahlung oder Herausgabe der Maſſen erfolgt nur auf gerichtliche 
Verfügung. 

Zu dem Antrage auf Erlaß der Verfügung bedarf es nicht der Vorlegung 
des Hinterlegungsſcheins (Schuldſcheins, Legſcheins) oder eines rechtskräftigen 
Urtheils, durch welches der Schein für kraftlos erklärt worden iſt. 

Die Hinterlegungsſtelle hat der Verfügung des zuſtändigen Gerichts zu 
genügen, wenn ſich gegen die Auszahlung oder Herausgabe kein Hinderniß ergiebt. 

Ergiebt ſich ein ſolches Hinderniß, ſo iſt daſſelbe unter Ausſetzung der 
Auszahlung oder Herausgabe dem Gerichte mitzutheilen. Der weiteren Verfügung, 
die Auszahlung oder Herausgabe ungeachtet des Hinderniſſes zu bewirken, hat 
die Hinterlegungsſtelle zu genügen. 

Für die Verfügung iſt das im §. 98 Abſatz 3 der Hinterlegungsordnung 
bezeichnete Amtsgericht, in Ermangelung eines ſolchen aber das Amtsgericht in 
Wiesbaden zuſtändig. 


8 7 

Iſt die Auszahlung oder Herausgabe nach Maßgabe des F. 6 bewirkt, fo 
kann die Staatskaſſe auf Grund eines beſſeren Rechts zum Empfang nicht in 
Anſpruch genommen werden. 

8 

Die im F. 53 der Hinterlegungsordnung beſtimmte Friſt, ſowie bei Hinter⸗ 
legung von Werthpapieren die im F. 64 der Hinterlegungsordnung beſtimmte 
Friſt beginnen mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes. 

Zu dem Antrage auf Fortſetzung der Verzinſung oder der Verwahrung bedarf 
es nicht der Vorlegung des Hinterlegungsſcheins (Schuldſcheins, Legſcheins) oder eines 
rechtskräftigen Urtheils, durch welches der Schein für kraftlos erklärt worden iſt. 

An die Stelle des in den SS. 56, 66 der Hinterlegungsordnung bezeichneten 
Geſuchs tritt der Antrag auf Erlaß einer entſprechenden gerichtlichen Verfügung. 

An die Stelle der im §. 61 Nr. 1 der Hinterlegungsordnung bezeichneten 
Erklärung tritt die Urſchrift oder eine Abſchrift der der Hinterlegungsſtelle bei 
Abgabe der Maſſe an dieſelbe eingeſandten Erklärung. 

Iſt auf Grund der bisherigen Vorſchriften die Verzinſung hinterlegten 
Geldes vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingeſtellt oder hat vor dieſem Zeit- 
punkte, trotzdem der Betrag des hinterlegten Geldes die Summe von dreißig 
Mark erreichte, eine Verzinſung nach den bisherigen Vorſchriften nicht ſtattgefunden, 
fo tritt die Verzinſung nur nach Maßgabe der Beſtimmungen der SS. 55, 56 
der Hinterlegungsordnung ein. Die im §. 58 der Hinterlegungsordnung be⸗ 
ſtimmte Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem die Einſtellung der Verzinſung 
ſtattgefunden hat, und, ſofern eine Verzinſung nicht erfolgt iſt, mit dem Tage 
des Inkrafttretens dieſes Geſetzes. 

Für das Aufgebot von Geld, deſſen Betrag die Summe von dreißig Mark 
nicht erreicht, beginnt die im §. 64 der Hinterlegungsordnung beſtimmte Friſt 
mit dem Tage, an welchem die Hinterlegung bewirkt iſt, jedoch iſt der Antrag 
auf Erlaß des Aufgebots vor Ablauf eines Jahres, vom Tage des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes an gerechnet, nicht zuläſſig. 

8 95 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Juſtizminiſter beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Tullgarn, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 


Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Hammerſtein. 
ö Schönſtedt. 5 
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(Ir. 9768.) Jagdſcheingeſetz. Vom 31. Juli 1895, 


SMS 
9 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, für den Umfang 
der Monarchie, mit Ausnahme der Inſel Helgoland, was folgt: 


§. 1. 

Wer die Jagd ausübt, muß einen auf ſeinen Namen lautenden Jagdſchein 
bei ſich führen. Zuſtändig für die Ertheilung des Jagdſcheines iſt der Landrath 
(Oberamtmann), in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, desjenigen Kreiſes, in 
welchem der den Jagdſchein Nachſuchende einen Wohnſitz hat oder zur Ausübung 
der Jagd berechtigt iſt. 

Perſonen, welche weder Angehörige eines Deutſchen Bundesſtaates ſind, 
noch in Preußen einen Wohnſitz haben, kann der Jagdſchein gegen die Bürg⸗ 
ſchaft einer Perſon, welche in Preußen einen Wohnſitz hat, ertheilt werden. Die 
Ertheilung erfolgt durch die für den Bürgen gemäß Abſatz 1 zuſtändige Behörde. 
Der Bürge haftet für die Geldſtrafen, welche auf Grund dieſes Geſetzes oder 
wegen Mebertretung ſonſtiger jagdpolizeilicher Vorſchriften gegen den Jagdſchein⸗ 
empfänger verhängt werden, ſowie für die Unterſuchungskoſten. 


$. 2. 
Eines Jagdſcheines bedarf es nicht: 
1) zum Ausnehmen von Kiebitz⸗ und Möveneiern; 
2) zu Treiber- und ähnlichen bei der Jagdausübung geleiſteten Hülfsdienſten; 
3) zur Ausübung der Jagd im Auftrage oder auf Ermächtigung der Auf⸗ 
ſichts⸗ oder Jagdpolizeibehörde in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen. 
Der Auftrag oder die Ermächtigung vertritt die Stelle des Jagdſcheines. 


§. 3. 

Der Jagdſchein gilt für den ganzen Umfang der Monarchie. Er wird 
in der Regel auf ein Jahr ausgeſtellt (Jahresjagdſchein). Perſonen, welche die 
Jagd nur vorübergehend ausüben wollen, kann jedoch ein auf drei auf einander 
folgende Tage gültiger Jagdſchein (Tagesjagdſchein) ausgeſtellt werden. 


S. 4. 

Für den Jahresjagdſchein iſt eine Abgabe von 15 Mark, für den Tages⸗ 
jagdſchein von 3 Mark zu entrichten. Perſonen, welche weder Angehörige eines 
Deutſchen Bundesſtaates ſind, noch in Preußen einen Wohnſitz oder Grundbeſitz 
haben, müſſen eine erhöhte Abgabe für den Jahresjagdſchein von 40 Mark, für 
den Tagesjagdſchein von 6 Mark entrichten. 


4 


O — 


Neben der Jagdſcheinabgabe werden Ausfertigungs⸗ oder Stempelgebühren 
nicht erhoben. = 

Gegen Entrichtung von 1 Mark kann eine Doppelausfertigung des Jagd⸗ 
ſcheines gewährt werden. E 

Die Jagdſcheinabgabe fließt zur Kreiskommunalkaſſe, in den Stadtkreiſen 
zur Gemeindekaſſe, in den Hohenzollernſchen Landen zur Amtskommunalkaſſe. 
Ueber die Verwendung der eingegangenen Beträge hat die Vertretung des bes 


treffenden Kommunalverbandes zu beſchließen. 


55 

Von der Entrichtung der Jagdſcheinabgabe ſind befreit: 

Die auf Grund des F. 23 des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 
(Geſetz⸗»Samml. ©. 222) beeidigten, ſowie diejenigen Perſonen, welche ſich in 
der für den Staatsforſtdienſt vorgeſchriebenen Ausbildung befinden. Der unent⸗ 
geltlich ertheilte Jagdſchein genügt nicht, um die Jagd auf eigenem oder gepachtetem 
Grund und Boden oder auf ſolchen Grundſtücken auszuüben, auf welchen von 
dem Jagdſcheininhaber außerhalb ſeines Dienſtbezirkes die Jagd gepachtet worden iſt. 

Die Unentgeltlichkeit iſt auf dem Jagdſcheine zu vermerken. 


§. 6. 
Der Jagdſchein muß verſagt werden: ö 
1) Perſonen, von denen eine unvorſichtige Führung des Schießgewehres 
oder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu beſorgen tft; 
2) Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte be⸗ 
finden, oder welche unter polizeilicher Aufſicht ſtehen, 
3) Perſonen, welche in den letzten zehn Jahren 
a) wegen Diebſtahls, Unterſchlagung oder Hehlerei wiederholt, oder 
p) wegen Zuwiderhandlung gegen die SS. 117 bis 119 und 294 des 
Reichs⸗Strafgeſetzbuches mit mindeſtens drei Monaten Gefängniß 
beſtraft ſind. 
Der Jagdſchein kann verſagt werden: 
1) Perſonen, welche in den letzten fünf Jahren 
a) wegen Diebſtahls, Unterſchlagung oder Hehlerei einmal, oder 
b) wegen Zuwiderhandlung gegen die SS. 117 bis 119 des Reichs⸗ 
Strafgeſetzbuches mit weniger als drei Monaten Gefängniß beſtraft 


find; 

2) Perſonen, welche in den letzten fünf Jahren wegen eines Forſtdiebſtahls, 
wegen eines Jagdvergehens, wegen einer Zuwiderhandlung gegen den 
$. 113 des Reichs⸗Strafgeſetzbuches, wegen der Uebertretung einer jagd⸗ 
polizeilichen Vorſchrift oder wegen unbefugten Schießens (SS. 367 Nr. 8 
und 368 Nr. 7 des Reichs⸗Strafgeſetzbuches) beſtraft ſind. 

(Nr. 9708.) 
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S. 8. 

Wenn Thatſachen, welche die Verſagung des Jagdſcheines rechtfertigen, 
erſt nach Ertheilung des Jagdſcheines eintreten oder zur Kenntniß der Behörde 
gelangen, fo muß in den Fällen des $. 6 und kann in den Fällen des §. 7 
der Jagdſchein von der für die Ertheilung zuſtändigen Behörde für ungültig er⸗ 
klärt und dem Empfänger wieder abgenommen werden. 

Eine Rückvergütung der Jagdſcheinabgabe oder eines Theilbetrages findet 
nicht ſtatt. 5 


Gegen Verfügungen, durch welche der Jagdſchein verſagt oder entzogen 
wird, finden diejenigen Rechtsmittel ſtatt, welche in den SS. 127 bis 129 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Geſetz-Samml. 
S. 195) gegen polizeiliche Verfügungen gegeben ſind. 


§. 10. 

Wer die Jagd innerhalb der abgeftedten Feſtungsrayons (SS. 8, 24 des 
Reichs⸗Rayongeſetzes vom 31. Dezember 1871, Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) ausüben 
will, muß vorher ſeinen Jagdſchein von der Feſtungsbehörde mit einem Einſichts⸗ 
vermerke verſehen laſſen. 

Cait 
Mit Geldftrafe bis zu 20 Mark wird beftraft: 
1) wer bei Ausübung der Jagd feinen Jagdſchein oder die nach $. 2 
Nr. 3 an deſſen Stelle tretende Beſcheinigung nicht bei ſich führt; 
2) wer die Jagd innerhalb der abgeſteckten Feſtungsrayons ausübt, ohne 
einen von der Feſtungsbehörde mit dem Einſichtsvermerke verſehenen 
Jagdſchein bei fic) zu führen ($. 10). 


Giclee 
Mit Geldftrafe von 15 bis 100 Mark wird beſtraft: 
wer ohne den vorgeſchriebenen Jagdſchein zu befigen, die Jagd ausübt, 
oder wer von einem gemäß F. 8 für ungültig erklärten Jagdſcheine 
Gebrauch macht. 

Iſt der Thäter in den letzten fünf Jahren wegen der gleichen Uebertretung 
vorbeſtraft, ſo können neben der Geldſtrafe die Jagdgeräthe ſowie die Hunde, 
welche er bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, eingezogen werden, ohne 
Unterſchied, ob der Schuldige Eigenthümer iſt oder nicht. a 


. 18. 
Die Friſten im F. 6 Ziffer 3, §. 7 Ziffer 1 und 2, F. 12 Abſatz 2 be⸗ 
ginnen mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem die Strafe verbüßt, ver⸗ 
jährt oder erlaſſen iſt. E 
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al 
Für die Geldftrafen und Koften, zu denen Perſonen verurtheilt werden, 
welche unter der Gewalt oder Aufſicht oder im Dienſte eines Anderen ſtehen und 
zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, iſt letzterer für den Fall des Unvermögens 
des Verurtheilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig von der etwaigen 
Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des §. 361 zu 9 


des Reichs⸗Strafgeſetzbuches verurtheilt wird. 


Wird feſtgeſtellt, daß die That nicht mit ſeinem Wiſſen verübt worden 
iſt, oder daß er ſie nicht verhindern konnte, ſo wird die Haftbarkeit nicht aus— 
geſprochen. 

Gegen die in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen als haftbar Er⸗ 
klärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


F. 15. 


Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeſtellten Jagdſcheine behalten 
ihre Gültigkeit für die Zeit, auf welche ſie ausgeſtellt worden ſind. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 31. Juli 1895 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Boetticher. Thielen. v. Köller. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt, 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei 


(Nr. 9768.) 


